TOP ..........

Mainz, 21.09.2015

Antrag 1692/2015 zur Sitzung Stadtrat am 30.09.2015

Erstellung einer Nachhaltigkeitssatzung - kommunale Schuldenbremse (Mainzer
Biirgerfraktion)

Der Stadtrat mége beschliefRen:

Der Stadtrat beauftragt die zustandige Verwaltung zu prifen, inwieweit die Erstellung einer
Nachhaltigkeitssatzung fur die Stadt Mainz erfolgen kann und bittet um Berichterstattung.

Diese Satzung sollte folgende Kerninhalte haben:

1. Installation einer Verschuldungsbremse: Der Haushaltsplan und die Finanzplanung
enthalten keine Nettoneuverschuldung. Eine Kreditaufnahme ist maximal bis zur
Hohe der ordentlichen Tilgung zulassig, wenn der Haushaltsausgleich nicht auf an-
dere Weise erreicht wird. Hiervon kann bei einer extremen Haushaltslage abgewi-
chen werden, die der Stadtrat feststellt. Eine extreme Haushaltslage liegt vor, wenn
gegenuber dem Schnitt der letzten vier Haushaltsjahre per Saldo erhebliche, nicht
durch die Stadt steuerbare Einnahmertickgange und Ausgabensteigerungen beste-
hen, die nicht durch andere MaRnahmen ausgeglichen werden kdonnen.

2. Regelungen fur Mehreinnahmen: Ungeplante Mehreinnahmen und Einmaleffekte
gegenuber dem Haushaltsplan sind zur Schuldentilgung zu verwenden oder der
Rucklage zuzuflhren. Der Stadtrat kann davon Ausnahmen beschlief3en.

Begriindung:

Die Kommunalverschuldung hat in den vergangenen Jahren eine bedrohliche Hohe er-
reicht. Selbst in ,guten” Haushaltsjahren ist die Gesamtverschuldung der Stadt Mainz nicht
zurlckgefuhrt worden. Auch die bestehenden Regelungen im Haushaltsrecht (z.B. Pflicht
zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes) sind haufig nicht in der Lage, si-
cherzustellen, dass die heutigen Generationen nicht auf Kosten kinftiger Generationen
leben. Nicht zuletzt aufgrund der Finanzkrise sind in der jingeren Vergangenheit die Geld-



schuldbestande zahlreicher Kommunen gestiegen. In einzelnen Gemeinden wirkte die Kri-
se gar nur als Trendverstarker einer bereits vorher eingesetzten Entwicklung. Die Mainzer
Blrgerfraktion halt eine Nachhaltigkeitssatzung fur den zielgerichteten Weg, da sowohl die
Ausgabensituation durch die Installation einer Verschuldungsbremse geregelt wird, als
auch eine Regelung fir kommende Mehreinnahmen getroffen wird.

Weitere Begrundung erfolgt mundlich.

Prof. Dr. Jiirgen von Stuhr, Fraktionsvorsitzender



	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

